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Teil 1: Planungsrechtliche Festsetzungen 

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11 BauNVO) 

Allgemeine Zweckbestimmung 

Gemäß § 11 BauNVO wird ein sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
„Photovoltaik“ festgesetzt 

Zulässig sind ausschließlich Anlagen die der Erforschung, Entwicklung, Speicherung oder 
Nutzung der Sonnenenergie durch Photovoltaik dienen. 

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 BauNVO und § 19 
BauNVO) 

Als Maß der baulichen Nutzung wird gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO eine Grundflächenzahl 
von 0,6 sowie gem. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO eine Höhe der baulichen Anlagen von 3,5 m als 
Höchstmaß festgesetzt. Die Unterkante der Module muss eine Höhe von mindestens 0,8 m 
über Gelände aufweisen. Bezugspunkt ist jeweils das anstehende Gelände. 

Die durch bauliche Anlagen überdeckte Fläche ergibt sich aus der projizierten Fläche sämtlicher 
aufgeständerter und punktförmig gegründeten Photovoltaikmodule, den flächig gegründeten 
Wechselrichter- und Trafostationen, dem möglichen Stromspeicher sowie den sonstigen 
Nebenanlagen.  

Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die durch die Baugrenze definierte, überbaubare Grundstücksfläche, gilt für die 
Photovoltaikmodule, Trafo- bzw. Wechselrichterstationen sowie mögliche Stromspeicher. Die 
Umzäunung und notwendige Erschließungswege können auch außerhalb der Baugrenze 
errichtet werden, solange ggf. vorhandene Abstandsvorgaben zu benachbarten Nutzungen 
eingehalten werden. Das Nachbarrechtsgesetz Baden-Württemberg ist zu beachten. 

Beschränkung des Zeitraumes der Nutzung (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 

Das gemäß § 11 BauNVO festgesetzte Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ 
wird auf einen Zeitraum von maximal 30 Jahren ab Inbetriebnahme der Photovoltaikanlage 
beschränkt. Der vollständige Rückbau der Anlage ist nach Ablauf des Zeitraumes 
sicherzustellen.  
Als Folgenutzung werden für den gesamten Geltungsbereich „Flächen für die Landwirtschaft“, 
hier Ackerbau, gem. § 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB festgesetzt. 

Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20a BauGB) 

Minimierung der Versiegelung 

Für die Gründung der Modultische sind ausschließlich Rammpfosten zu verwenden. Sollte der 
Untergrund dies nicht erlauben, kann auf andere, ebenfalls versiegelungsarme 
Gründungsvarianten ausgewichen werden. 

Erforderliche Erschließungsanlagen (Wege, Wendeflächen, etc.) sind als Schotterstraßen mit 
wasserdurchlässigen Belägen herzustellen. 

Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmittel 

Zum Schutz der Insekten und zur Verringerung der Anlockwirkung und Lichtirritationen sind für 
erforderliche Wege- und Außenbeleuchtungen insektenfreundliche Leuchtmittel mit geringem 
UV-Anteil (z.B. LED-Lampen, Lichttemperatur max. 4.100 K) zu verwenden.  
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Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 
Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

M1 – Anlage einer Streuobstwiese 

Innerhalb der Maßnahmenfläche M1 ist eine Streuobstwiese anzulegen (Pflanzqualität: 2xv, 10 
– 12 cm Stammumfang). Als Pflanzgut sind standortgerechte, ortstypische Hochstamm-
Obstbäume möglichst alter Sorten zu verwenden. Die Pflanzung der Obstbäume muss im 
Abstand von mindestens 10 x 10 m in mindestens 2 versetzt gepflanzten Reihen erfolgen. Es 
sind mindestens 25 Bäume zu pflanzen und zu erhalten.  

Das Grünland ist als extensives Grünland zu entwickeln und mit einer standortgerechten 
Saatgutmischung des Ursprungsgebiets Nr. 13 „Schwäbische Alb“ anzusäen. Eine 
Saatgutübertragung durch Heudrusch ist ebenfalls zulässig. Einer Entwicklung von 
Dominanzbeständen und einer Ausbreitung von annuellen Unkräutern ist durch Schröpfschnitte 
entgegenzuwirken. 

In den ersten drei Jahren ist die Fläche durch dreischürige Mahd mit Mähgutabtransport 
auszuhagern. Anschließend ist die Fläche durch Schafbeweidung oder ein- bis zweischürige 
Mahd zu pflegen. Das Mähgut ist weiterhin zu entfernen. Der Einsatz von Düngemitteln oder 
Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig. 

M2 – Entwicklung von extensivem Grünland im Bereich der PV-Anlage / Sondergebiet 
Die Fläche unterhalb der Solarmodule ist als extensives Grünland zu entwickeln. In den ersten 
drei Jahren ist die Fläche durch dreischürige Mahd mit Mähgutabtransport auszuhagern. 
Anschließend ist die Fläche durch Schafbeweidung oder ein- bis zweischürige Mahd zu pflegen. 
Das Mähgut ist weiterhin zu entfernen. Der Einsatz von Düngemitteln oder 
Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig.  
Für die Ansaat von Grünland sind die Vorgaben nach § 40 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG zu beachten. 
Es ist standortgerechtes Saatgut des Ursprungsgebiets Nr. 13 „Schwäbische Alb“ zu 
verwenden. Eine Saatgutübertragung durch Heudrusch ist ebenfalls zulässig. Einer Entwicklung 
von Dominanzbeständen und einer Ausbreitung von annuellen Unkräutern ist durch 
Schröpfschnitte entgegenzuwirken.  

Teil 2: Bauordnungsrechtliche und gestalterische Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 74 LBO) 

Einfriedungen 
Zur Abgrenzung der Photovoltaikanlage ist ein Maschendraht- oder Stahlgitterzaun mit 
Übersteigschutz bis zu einer maximalen Höhe von 2,50 m zulässig. Dabei ist ein 
Mindestabstand von 20 cm zwischen unterer Zaunkante und Boden einzuhalten. 
 
HINWEISE 

Artenschutz 

Vermeidung unnötiger Lichtemissionen:  

Unnötige Lichtemissionen über die innerörtliche Beleuchtung hinaus und die Beleuchtung des 
Baustellenbereichs sind auf ein notwendiges Maß zu beschränken. Um Störungen brütender, 
ruhender oder schlafender Tierarten, wandernder Amphibienarten und jagender 
Fledermausarten zu vermeiden bzw. zu minimieren, ist daher eine potenzielle Ausleuchtung des 
Baustellenbereichs möglichst gering zu halten. Eine Beleuchtung sollte nur wenn nötig erfolgen 
und wenn dann in zielgerichteter Form, d. h. die Lichtkegel sind möglichst so einzustellen, dass 
die Beleuchtung von oben herab erfolgt und möglichst punktgenaue, weniger diffuse nächtliche 
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Beleuchtung zu verwenden. Ein Abstrahlen z. B. in den Himmel oder in anliegende Gebüsch- 
oder Waldbereiche ist zu vermeiden.  

Bauzeitenbeschränkung/Unattraktivgestaltung für die Feldlerche in der Westhälfte des 
Flurstücks 4898/4 

Falls Bautätigkeiten zwischen 01. April und 31. Juli stattfinden oder bei Fortführung von 
Baumaßnahmen nach längeren Pausen in diesem Zeitraum, müssen die Eingriffsflächen in 
diesem Bereich zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände von Beginn der 
Bruttätigkeit (ab 15. März) und bis zum Baubeginn unattraktiv gestaltet werden, um so ein 
Ansiedeln und Brut der Feldlerche zu vermeiden. Die Vergrämung erfolgt durch regelmäßiges 
Grubbern der Fläche (alle 7-14 Tage). Der Erfolg der Vergrämung ist durch eine ökologische 
Baubegleitung zu überprüfen.  

In den Zeiträumen 15. März bis 31. März sowie 01. August bis 31. August sind Bautätigkeiten 
nach vorheriger Besatzkontrolle durch eine versierte Fachkraft möglich. 

Bauzeitenbeschränkung für Amphibien 

Zur Vermeidung der Tötung dürfen während der Hauptwanderzeit von Amphibien (Anfang März 
bis Ende April) während der Dämmerungszeit bzw. nach Sonnenuntergang keine Bautätigkeiten 
stattfinden.  

Behandlung Oberflächenwasser 

Gemäß § 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) ist das anfallende Niederschlagswasser 
ortsnah zurückzuhalten, zu versickern oder zu verrieseln. Eine offene Versickerung von 
unbelastetem und auf dem Grundstück anfallenden Niederschlagswasser / Drainagewasser ist 
genehmigungs- und erlaubnisfrei. 

Offene Versickerungs- (Flächen-, Mulden- oder Grabenversickerung) oder Rückhalte-
einrichtungen sind so anzulegen, dass Gefahren oder Schäden zu Nachbargrundstücken und 
öffentlichen Verkehrsflächen nicht entstehen können. 

Grundwasser 

Bei Wartungs- und Reinigungsarbeiten der Module ist vollständig auf den Einsatz von 
wassergefährdenden Substanzen zu verzichten. 

Die Vorgaben der „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
und über Fachbetriebe (VAwS)“ sind zu beachten und einzuhalten. 

Boden und Baugrund 

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DlN 4020, 
DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. 

Der bei Bauarbeiten anfallende Oberboden (Mutterboden) ist schonend zu behandeln und einer 
sinnvollen Folgenutzung zuzuführen. Auf § 202 BauGB „Schutz des Mutterbodens“ wird 
verwiesen. Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen DIN-
Vorschriften (insb. 18.915, 18.300 19.731) zum Umgang mit Boden während der Bauphase 
(u.a. Lagerung von Erdaushub) zu beachten. 

Flächeninanspruchnahme 

Die Flächeninanspruchnahme ist so zu begrenzen, dass ein zusätzlicher Flächenverbrauch, der 
über den eigentlichen Vorhabenbereich bzw. die vorgesehenen Baufelder hinausgeht, 
vermieden wird. 
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Bauherrenservice Deutsche Telekom 

Der Bauherr sollte sich vor Baubeginn bei dem Bauherrenservice der Deutschen Telekom 
Technik GmbH melden. Die Kontaktdaten lauten: Tel. +49 800 3301903.  

Web: www.telekom.de/bauherren.  

Geotechnische Hinweise 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Ausstrichbereich der Gesteine der Hangenden-Bankkalke-Formation (Oberjura), welche 
größtenteils von Lockergesteinen der quartären Scholterhaus-Subformation mit im Detail nicht 
bekannter Mächtigkeit überlagert werden. 

Bei der Scholterhaus-Subformation ist mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen 
Setzungsverhalten des Untergrundes zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können 
zu zusätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann 
bauwerksrelevant sein. Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, 
Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden 
Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt 
DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden 
hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr der Ausspülung 
lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand 
zu Fundamenten zu achten.  

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. 
B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen 
verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen. 

Allgemeine geologische Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des 
LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
 
Des Weiteren wird auf das Geotop-Kataster verwiesen, welches im Internet unter der Adresse 
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) 
abgerufen werden kann. 

Zufahrtsbeschriftung und Straßeneinmündungen 

Die Gemeinde sollte Kontakt mit dem Straßenverkehrsamt aufnehmen, sofern eine 
Zufahrtsbeschilderung erforderlich sein sollte. 

An Straßeneinmündungen der Zufahrten sind aus Verkehrssicherheitsgründen die Sichtfelder 
(entsprechend Nr. 6.3.9.3 der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen; RaSt 06) frei von jeder 
sichtbehindernden Nutzung, Bepflanzung und von baulichen Anlagen (auch 
nichtgenehmigungspflichtige und nicht fest mit dem Erdboden verbundene) von mehr als 80 cm 
Höhe über der Fahrbahnoberkante freizuhalten. 

Bodendenkmäler 

Sollten Hinweise auf archäologische Funde bzw. Befunde während der Bauphase auftreten, sind 
die in § 20 DSchG geregelten Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflichten zu beachten. 
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Umweltbaubegleitung 

Sollten die Bauarbeiten während der Vogelbrutzeit durchgeführt werden, wird die fachliche 
Begleitung der Vorbereitung und Durchführung der Bauarbeiten durch eine 
Umweltbaubegleitung empfohlen, um sicherzustellen, dass die genannten 
Vermeidungsmaßnahmen eingehalten und fachgerecht umgesetzt werden. 


